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Pflichten der Erben und anderer Personen sowie Strafbestimmungen
Art. 157 Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (DBG) / Mitwirkungspflichten
Die Erben, die gesetzlichen Vertreter von Erben, die Erbschaftsverwalter und die Willensvollstrecker sind
verpflichtet:
a) über alle Verhältnisse, die für die Feststellung der Steuerfaktoren des Erblassers von Bedeutung sein

können, wahrheitsgemäss Auskunft zu erteilen;
b) alle Bücher, Urkunden, Ausweise und Aufzeichnungen, die über den Nachlass Aufschluss verschaffen

können, vorzuweisen;
c) alle Räumlichkeiten und Behältnisse zu öffnen, die dem Erblasser zur Verfügung gestanden haben.
Erben und gesetzliche Vertreter von Erben, die mit dem Erblasser in häuslicher Gemeinschaft gelebt oder
Vermögensgegenstände des Erblassers verwahrt oder verwaltet haben, müssen auch Einsicht in ihre Räume und
Behältnisse gewähren.
Erhält ein Erbe, ein gesetzlicher Vertreter von Erben, ein Erbschaftsverwalter oder ein Willensvollstrecker nach
Aufnahme des Inventars Kenntnis von Gegenständen des Nachlasses, die nicht im Inventar verzeichnet sind, so
muss er diese innert zehn Tagen der Inventarbehörde bekanntgeben.
Der Inventaraufnahme müssen mindestens ein handlungsfähiger Erbe und der gesetzliche Vertreter
minderjähriger oder unter umfassender Beistandschaft stehender Erben oder die vorsorgebeauftragte Person
beiwohnen.

Art. 158 DBG / Auskunfts- und Bescheinigungspflicht
Dritte, die Vermögenswerte des Erblassers verwahrten oder verwalteten oder denen gegenüber der Erblasser
geldwerte Rechte oder Ansprüche hatte, sind verpflichtet, den Erben zuhanden der Inventarbehörde auf
Verlangen schriftlich alle damit zusammenhängenden Auskünfte zu erteilen.
Stehen der Erfüllung dieser Auskunftspflicht wichtige Gründe entgegen, so kann der Dritte die verlangten
Angaben direkt der Inventarbehörde machen.
Im Übrigen gelten die Artikel 127 und 128 sinngemäss.

Artikel 174 DBG / Verfahrenspflichten (auszugsweise)
Wer einer Pflicht, die ihm (…) als Erben oder Drittem im Inventarverfahren obliegt, trotz Mahnung vorsätzlich oder
fahrlässig nicht nachkommt, wird mit Busse bestraft.
Die Busse beträgt bis zu 1’000 Franken, in schweren Fällen oder bei Rückfall bis zu 10’000 Franken.

Artikel 178 DBG / Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlasswerten im Inventarverfahren
Wer Nachlasswerte, zu deren Bekanntgabe er im Inventarverfahren verpflichtet ist, verheimlicht oder beiseite
schafft in der Absicht, sie der Inventaraufnahme zu entziehen, wer zu einer solchen Handlung anstiftet oder dazu
Hilfe leistet, wird mit Busse bestraft.
Die Busse beträgt bis zu 10’000 Franken, in schweren Fällen oder bei Rückfall bis zu 50’000 Franken.
Der Versuch einer Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlasswerten ist ebenfalls strafbar. Die Strafe
kann milder sein als bei vollendeter Begehung.
Zeigt sich eine Person nach Absatz 1 erstmals selbst an, so wird von einer Strafverfolgung wegen
Verheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlasswerten im Inventarverfahren und wegen allfälliger anderer in
diesem Zusammenhang begangener Straftaten abgesehen (straflose Selbstanzeige), wenn:
a) die Widerhandlung keiner Steuerbehörde bekannt ist; und
b) die Person die Verwaltung bei der Berichtigung des Inventars vorbehaltlos unterstützt.

Pflichten des Inventurbeamten
1. Die Pflichten des Inventurbeamten sind umschrieben in

a) Verordnung über die Errichtung des Nachlassinventars für die direkte Bundessteuer vom 16. November
1994 (InvV);

b) Gesetz über die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, § 171 ff;
c) Verordnung des Regierungsrates über die Inventaraufnahme und Schätzung im Erbgang vom 18. August

1959 (Inventarisationsverordnung).
2. Vor Beginn der Inventaraufnahme macht der Inventurbeamte die anwesenden handlungsfähigen Erben und

die Vertreter minderjähriger oder entmündigter Erben auf die ihnen obliegenden Pflichten und die
Auskunftspflicht Dritter aufmerksam, (Art. 157, 158 DBG), ferner auf die Folgen der Verletzung dieser
Pflichten (Art. 174, 178 DBG).


